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Landeskinderschutzgesetz NRW und Änderung 
des Kinderbildungsgesetzes 

Der Landtag hat das fo lgende Gesetz beschlossen , das 
hiermit verkündet wird: 

Landeskinderschutzgesetz NRW und Änderung 
des Kinderbildungsgesetzes 

Vom 13. April 2022 

Artikel 1 
Gesetz zum Schutz des Kindeswohls und zur Weiter­

entwicklung und Verbesserung des Schutzes von 
Kindern und Jugendlichen in Nordrhein-Westfalen 

(Landeskinderschutzgesetz NRW) 
Teil 1 

Grundsätze und Ziele 

§ 1 
Kinderrechte, Grundsä tze 

(1) Kinderschutz dient dem Zweck, den Rechten des 
Kindes oder der jugendlichen Person im Sinne von Art i­
kel 3 des Ubereinkommens über die Rechte des Kindes 
vom 20. November 1989 (BGB!. 1992 II S . 121) , Artikel 6 
des Grundgesetzes und Artikel 6 der Verfass ung für das 
Land Nordrhein-Westfa len zur prakt isch en Wirksamkeit 
zu verhelfen . 

(2) Kinderschutz und Kjnderrechte s ind untrennbar mit­
einander verbunden . Voraussetzung für ihre Verwirkli­
chung ist , dass di e bestehenden Rechte auf Gehör und 
auf Berücksichtigung der Meinung von Kindern und Ju­
gendlichen entsprechend ihrem Alter und ihrer Reife ef­
fekti v berücksichtigt werden . Dabei sind die besonderen 
Belange von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung 
zu beach ten. 

(3) Pflege und Erz iehung der Kinder sind das natürliche 
Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende 
Pfücht. Alle nach Maßga be der folgenden Vorschriften 
zum Kinder schutz berufenen Stellen sichern darüber hi­
naus die Rechte des Kindes oder der jugendlichen Person 
im Wege des koopera t iven , institutionellen und interve­
nierenden Kinderschutzes. 

§ 2 
Ziele, Aufgaben und Begriffsbestimmungen 

(1) Zum Zwecke des Kinderschutzes s ieh t dieses Gesetz 
Fachstanda rds und Maßstä be ihrer Qualitä tsentwicklung 
vor, benennt Instrumente der interdisziplinä ren Zusam­
menarbeit unter Beteiligung der für den Kinderschutz 
Verantwortlichen und Dritter und legt Maßstäbe fü r den 
Schutz von Kindern in Einrichtungen una bhängig von 
deren Trägerschaft fest , die durch das Land gefördert 
werden . 

(2) Kinderschutz ist eine Querschnittsa ufga be, die durch 
staa tliche und pr ivate S tellen , Körperschaften, Ansta l­
ten, S tiftungen oder sonstige rechtsfähige oder teil­
rechtsfähige Einrichtungen unabhängig von Rechtsform 
und Trägerschaft sowie natürliche Per sonen ausgeübt 
wird . 

(3) Für die Begriffe Kind und jugendliche Per son gelten 
die Definitionen des § 7 Absatz 1 N ummer 1 und 2 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder und Jugend­
hilfe - in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Sep­
tember 201 2 (BGB!. I S . 2022), das zuletzt durch Arti­
kel 32 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGB!. I 
S . 4607) geändert worden ist. 

(4) Beteiligte oder Beteiligter am Kinderschutz im S inne 
dieses Gesetzes ist jede natürli che oder juristische Per­
son , die Aufga ben des Kinden;chutzes wahrnimm t. Ein 
förmlicher Bestellungs- oder Ubertragungsa kt is t nicht 
erforderlich. 

(5) Koopera tive r Kinder schutz besteht in der Bildung, 
Aufrechterha ltung und fachli chen Qua lifika tion inter­
disziplinä rer Netzwerke zwischen Beteiligten am Kin­
derschutz mit dem Ziel, die Rechtspositionen des Kindes 
im Sinne von § 1 Absa tz 1 zu wahren und zu förd ern. 

(6) Institutioneller Kinderschutz im S inne dieses Geset­
zes besteht in der Ausgestaltung von Einrichtungen und 
Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe unabhängig von 
ihrer Rechtsnatur oder Trägerschaft einschließlich der 
fachlichen Qua lifi ka tionen und persönli chen Eignung 
der in , bei oder mit ihnen Beschäftigten oder sonst Tä ti­
gen in einer d ie Rechtspositionen des Kindes im Sinne 
von § 1 Absatz 1 und 3 Satz 2 wahrenden oder förd ern­
den Ar t und Weise. 

(7) Intervenierender Kinderschutz im Sinne dieses Ge­
setzes umfass t die entsprechenden Regelungen des Ge­
setzes zur Kooperation und Information im Kinder­
schutz vom 22 . Dezember 2011 (BGB!. I S . 2975) , das zu­
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juni 2021 
(BGB!. I S . 1444) geändert worden ist, den Schutzauftrag 
nach § 8a des Achten Buches Sozialgesetzbuch sowie die 
den staatlichen Stellen zustehenden Eingriffsmittel in 
den Rechtskreis Dritter bei Vorliegen gewichtiger An­
ha ltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung. 

Teil 2 

S tärkung der Rechte und des Schutzes 
von Kindern und Jugendlichen 

§ 3 

Kinder- und Jugendhilfe, Recht auf Beratung, 
Beteiligung und Information 

(1) Öffentliche und fre ie Jugendhilfe unterstützen Kin­
der und Jugendliche in Gestalt der Verwirklichung des 
Schutzauftrages aus § 1 Absa tz 1. Sie achten da bei die 
individuellen Lebens- und Sozia li sationsbedingungen 
von Kindern und Jugendlichen und tragen dazu bei, Be­
nachte iligungen zu vermeiden und abzubauen. 

(2) Kinder und Jugendliche sind im Rahmen des § 8 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend ihrem 
Entwicklu ngssta nd an a llen sie betreffenden Entschei­
dungen der öffentli chen oder freien Jugendhilfe zu be­
teiligen und in geeigneter Weise über ihre Rech te zu 
informieren. Dies erfolgt in einer fü r die Kinder und 
Jugendlichen verständli chen , nachvollziehbaren und 
wahrnehmbaren Ar t und Weise. 

(3) Im Zusammenhang mit Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe nach § 2 des Achten Buches Sozialgesetz­
buch und deren Wahrnehmung durch d ie öffentliche oder 
freie Jugendhilfe ha t das Jugendamt Kinder und Jugend­
liche und ih re Familien a uf di e Möglichkeit der Bera tung 
in einer sowie Vermittlung und Kläru ng bei Konfükten 
durch eine Ombudsstelle nach § 9a des Achten Buches 
Sozia lgesetzbuch hinzuweisen . 

Teil 3 

Verfahren im Kinderschutz 

§4 

Aufgaben des Jugendamtes im Kinderschutzverfahren 

(1 ) Das Jugendamt ist die zentrale Stelle fü r die Aufga ­
benwahrnehmung bei Kindeswohlgefährdungen . Zur 
Wahrnehmung des Schutzauftrages w irkt das Jugenda mt 
gemeinsam mit a nderen , dem Kindeswohl dienenden In­
stitutionen und Professionen gemäß § 8a des Achten Bu­
ches Sozia lgesetzbuch und § 4 des Gesetzes zur Koope­
ration und Informa tion im Kinderschutz zusammen. Die 
Regelungen nach § 4 des Gesetzes zur Kooperation und 
Information im Kinderschutz bleiben unberü hrt. 

(2) Das Jugendamt stellt durch geeignete Vorkehrungen 
sicher, dass Inform ationen über mögliche Gefährdungen 
von Kindern oder Jugendlichen zu jeder Zeit aufgenom­
men und bearbei tet werden . Es sorgt dafü r, dass ein un­
verzügliches Handeln sichergestellt is t , um Gefahren für 
das Wohl von Kindern und Jugendlichen zu begegnen. 

(3) Das Jugendamt beteiligt Kinder und Jugendliche bei 
der Gefährdungseinschä tzung und im gesamten Verfah­
ren nach § 8a des Achten Buches Sozialgesetzbuch ent­
sprechend ihrem Alter und ihrer Reife, soweit hierdurch 
der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieser jugendli­
chen Person nicht in Frage gestellt wird . 
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§5 
Fachliche Standards in Verfahren zum Schutzauftrag 

bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben nach 
§ 79a Satz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Quali­
tät sowie geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung 
für den Prozess der Gefährdungseinschätzung nach § 8a 
des Achten Buches Sozia lgesetzbuch weiterzuentwi­
ckeln, anzuwenden und regelmäßig zu überprüfen. Sie 
sollen dabei als Mindeststandard die fachlichen Empfeh­
lungen „Empfehlung Schutzauftrag. Gelingensfaktoren 
bei der Wahrnehmung des Schutzauftrags gemäß § 8a 
SGB VIII. Empfehlungen für die Jugendämter" der nach 
§ 85 Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zu­
ständigen Behörde in ihrer im Dezember 2020 veröffent­
lichten , beziehungsweise nach Maßgabe des Absatzes 3 
weiterentwickelten Fassung, berücksichtigen. 

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 haben die Ju­
gendämter insbesondere die Beachtung folgender Verfah­
rensstandards sicherzustellen: 

1. die geeignete fachliche Qualifikation der Fachkräfte 
im Jugendamt gemäß § 72 Absatz 1 des Achten Bu­
ches Sozialgesetzbuch, 

2. das Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte im Wege 
ei nes Mehra ugenprinzips und 

3. di e schriftliche oder elektroni sche Dokumentation des 
zum jeweiligen Zeitpunkt festgestellten Gefährdungs­
risikos für das betroffene Kind oder die betroffene ju­
gendliche Person und der diese Risikobewertung tra­
genden tatsächlichen Umstände. 

(3) Die Landesjugendämter überprüfe n die fachlichen 
Empfehlungen nach Absatz 1 Satz 2 a nlassbezogen , spä­
testens aber a lle fünf Jahre und entwickeln diese im Ein­
vernehmen mit der obersten Landesjugendbehörde be­
darfsgerecht weiter. Dabei sollen Erkenntnisse a us den 
Qualitätsentwicklungsverfahren nach § 8 berücksichtigt 
werden. 

§6 

Stelle für Qualitätss icherung 

Die oberste Landesjugendbehörde bestimmt eine für die 
Qualitätsberatung nach § 7 und das Qualitätsentwick­
lungsverfahren nach § 8 zuständige Stelle. 

§ 7 
Qualitätsberatung 

(1) Die Jugendämter können sich in laufenden Verfahren 
nach § 8a des Achten Buches Sozialgesetzbuch stets mit 
dem Anliegen einer Qualitätsberatung an die nach § 6 
zuständige Stelle wenden. 

(2) Bei der Qualitätsberatung bietet di e nach § 6 zustän­
dige Stelle den Jugendämtern die fac hliche Refl ex ion 
und Einschätzung konkreter, sich aus einem Sachverhalt 
bei einem Verfahren nach § 8a des Achten Buches Sozial­
gesetzbuch ergebender Einzelfragen oder abstrakter, aus 
einer Vielzahl ähnli ch liegender Sachverhalte fo lgender 
Problemkonstellationen an und unterstützt oder berät 
sie bei deren Beurteilung. 

(3) Die Auswahl der Sachverhalte oder Problemstellun­
gen obliegt allein dem Jugendamt. Entscheidungen mit 
Außenwirkung darf die nach § 6 zuständige Stelle nicht 
treffen, die Verfahrenshoheit verbleibt ausschließlich 
beim zuständigen Jugendamt. 

§ 8 
Quali tä tsentwicklungsverfahren 

(1) Die nach § 6 zuständige Stelle unterstützt die An­
wendu ng der fachlichen Empfehlungen gemäß § 5 Ab­
satz 1 und 2 und die Qualitä tsentwicklung gemäß § 79a 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch in einem verbindli­
chen Verfahren (Qualitätsentwicklungsverfahren). Das 
Quali tätsentwicklungsverfahren besteht aus einer Eva­
luation und fachlichen Einordnung von konkre ten Fa ll­
analysen bereits abgeschlossener Sachverhalte sowie von 
Merkmalen zur Strukturqualität. Darauf aufbauend sol­
len Beratungsprozesse erfolgen . Das Qualitätsentwick-

lungsverfahren wird gemeinsam von den Jugend ämtern 
und der nach § 6 zuständigen Stelle durchgeführt. Das 
Nähere zur Ausgestaltung des Qualitätsentwicklungs­
verfahrens regelt di e nach § 6 zuständige Stelle in Ab­
stimmung mit der obersten Landesjugendbehörde. 

(2) Das Qualitätsentwicklungsverfahren wird wieder­
kehrend alle fünf Jahre durchgeführt. In einem Turnus 
von fünf Ja hren sollen Qualitätsentwicklungsverfa hren 
in allen Jugendämtern durchgeführt werden. 

(3) Die Auswahl der konkreten Fälle für das Qualitäts­
entwicklungsverfahren erfolgt a usschli eßlich durch das 
Jugendamt. Die Auswahl soll einer möglichst repräsenta­
tiven Stichprobe der durchgeführten Gefährdungsein­
schä tzungen der vergangenen fünf Ja hre entsprechen. 
Sie umfass t deshalb sowohl zielgeri chtet als auch zufäl­
lig ausgewählte Gegenstände. 

(4) Die Durchführung eines Qualitä tsentwicklungsver­
fahrens ist da rüber hinaus auch ohne Rücksicht auf den 
'Turnus zulässig, sofern ein Jugendamt oder die zustän­
dige Stelle nach § 6 di es im Einzelfall a nregt. 

(5) Die nach § 6 zuständige Stelle erstellt über jedes 
Qualitätsentwicklungsverfahren einen Bericht, der dem 
Jugendamt vorgelegt wird. Zu den Erkenntnissen des 
Berichtes und da ra us resultierenden U msetzungsvor­
schlägen soll die Verwaltung des Jugendamtes im örtli­
chen Jugendhilfeausschuss berichten. 

(6) Die nach § 6 zuständige Stelle veröffentlicht wieder­
kehrend a lle fünf Jahre einen auswertenden Bericht aller 
in di esem Zeitraum durchgeführten Qualitätsentwick­
lungsverfahren in anonymisierter Form. 

Teil 4 
Interdisziplinäre Kooperation im Kinderschutz 

§ 9 

Netzwerke Kinderschutz 

(1) Die Jugendämter bilden Netzwerke zur interdiszipli­
nären Zusammenarbeit bei der Wahrnehmung des 
Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung (Netzwerke 
Kinderschutz). Die Netzwerke Kinderschutz werden in 
jedem Jugenda mtsbezirk oder jugendamtsbezirksüber­
greifend in interkommunaler Zusammenarbeit mehrerer 
benachbarter Gemeinden oder innerhalb eines Kreises 
gebildet, finan ziert , koordiniert und la ufend weiterent­
wickelt. Eine interkommunale Zusammenarbeit soll in 
Vereinbarungen geregelt werden. 

(2) Jedes Jugendamt unterhält eine Koordinierungsstelle 
für das Netzwerk Kinderschutz , das es gebildet hat oder 
an dem es beteiligt ist. Im Falle eines interkommunalen 
Netzwerkes soll die Zusammenarbeit der beteiligten Ko­
ordinierungsstellen in Vereinbarungen geregelt werden . 
Aufgaben der Koordinierungsstellen sind insbesondere 

1. die fachliche Begleitung des Netzwerkes in sei ner 
Aufgabenwahrnehmung, 

2. die Koordinierung von Maßna hmen zur Sicherstel­
lung der Netzwerkstrukturen, insbesondere der Netz­
werktreffen , 

3. di e bedarfsgerechte Organisa tion regelmäßiger Fort­
bildungsangebote für die am Netzwerk Teilnehmen­
den und 

4. der Infor mationstra nsfer zu und aus sowie die Vertre­
tung in anderen Netzwerken und Arbeitsgemeinschaf­
ten im Jugendam tsbezirk mit Berührungspunkten 
zum Kinderschutz. 

(3) Das Netzwerk Kinderschutz soll die Rahmenbedin­
gungen für eine effektive und schnelle Zusammenarbeit 
bei möglicher Kindeswohlgefährdung sicherstellen. 
Hierzu gehören insbesondere 

1. die strukturelle Vernetzung der mit einer möglichen 
Kindeswohlgefährdung befassten Stellen im Jugend­
amtsbezirk, 

2. Absprachen zum Verfahren bei möglicher Kindes­
wohlgefährdung gemäß § 8a des Achten Buches Sozi­
algesetzbuch und § 4 des Gesetzes zur Kooperation 
und Information im Kinderschutz und 
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3. di e Her.stellung von Transparenz über Mitteilungswege 
und die Ubermittlung von Informationen gemäß § 4 des 
Gesetzes zur Koopera tion und Info rma ti on im Kinder­
schutz. 

Zur Erreichung der in den Sätzen 1 und 2 genannten 
Ziele können im Netzwerk anonymisierte Fallkonfere n­
zen durchge_führt werden. Das Netzwerk informiert bür­
gerna h die Offentlichkeit über Verfa hren , S trukturen und 
Ansprechpersonen im Kinderschutz. 

(4) In das Netzwerk Kind erschutz sollen Vertretungen 
insbeso ndere fo lgender Einrichtungen oder Berufsgrup­
pen einbezogen werden: 

1. das Jugendamt, insbesondere der All gemeine Soziale 
Dienst , 

2. Träger von Einrichtungen un d Dien sten , mi t denen 
Vereinbarungen gemä ß § 8a Absa tz 4 des Achten Bu­
ches Soz ia lgesetzbuch bestehen, 

3. insoweit erfahrene Fachkräfte, 

4. Geheimnisträger gemäß § 4 Absa tz 1 des Gesetzes 
zur Koopera tion und In formation im Kinderschutz, 

5. Schul en, 

6. Gesundheitsäm ter, 

7. Polizei- und Ordnungsbehörden , 

8. Familiengerichte, 

9. S taatsa nwaltschaften , 

10. Verfahrens beistände, 

11. Träger der Eingli ederungshilfe fü r Minderj ährige 
nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch vom 
23. Dezember 2016 (BGB!. I S . 3234), das zuletzt 
durch Artikel 7c des Gesetzes vom 27. September 
202 1 (BGB!. I S. 453 0) geändert worden ist , und 

12 . Netzwerke Frühe Hilfen . 

Weitere Einrichtungen und Berufsgruppen können nach 
Maßga be der örtlichen Gegebenheiten vert re ten sein . 

(5) Das Netzwerk Kinderschutz organisiert mit Unter­
stützung der Koordinierungsstelle Kinderschutz be­
darfsgerecht, mindestens jedoch dreimal jähr li ch , inter­
disziplinäre Qualifiz ierungsa ngebote zur Wahrnehmung 
des Schutza uftrags bei Kindeswohlgefä hrdung fü r Ein­
richtungen oder Berufsgruppen nach Absatz 4. 

Teil 5 
Kinderschutzkonzepte 

§ 10 
Pflegekinderhil[e 

(1) Zur Sicherung der Rechte von Kindern und Jugend­
lichen in Pflegeverhältnissen entwickeln die Landes­
jugendämter Empfehlungen gemä ß § 79a des Achten Bu­
ches Sozialgesetzbuch für die Jugendä mter. 

(2) Die Landesjugendä mter überprüfen die Empfehlun­
gen anl assbezogen , spä testens aber alle fü nf Jahre, und 
entwickeln diese bedarfsge recht weiter. An diesem Pro­
zess wird auch die oberste Landesjugendbehörde betei­
ligt. 

(3) Das Jugendamt stellt im Rahmen des § 37b Absatz 1 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch sicher, dass wäh­
rend der Dauer des Pflegeverhä ltnisses ein nach Ma ß­
gabe fac hlicher Ha ndlungsleitlinien nach § 79a des Ach­
ten Buches Sozialgesetzbuch entwickeltes Konzept zur 
Sicherung der Rechte des Kindes oder der jugendlichen 
Person und zum Schutz vor Gewalt a ngewandt wird. 
Hierzu sollen die Pflegep erson sowie das Kind oder di e 
jugendliche Person vor der Aufnahme und während der 
Dauer des Pflegeverhältnisses beraten und an der a uf 
das konkre te Pflegeverhältnis bezogenen Ausgesta ltung 
des Konzepts beteiligt werden. 

§ 11 
Schutzkonzepte in Einrichtungen und Angeboten der 

Kinder- und Jugendhilfe 

(1) Nach den Maßga ben der Regelungen des Achten Bu­
ches Sozialgesetzbuch sowie dieses Gesetzes ist in Ein-

richtungen und Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe 
ein Konzept zur Sicherung der Rechte vo n Kindern und 
Jugendlichen und zu deren Schutz vor Gewalt zu entwi­
ckeln, anzuwenden und zu übe.rprüfen ode r auf die Ent­
wicklung, Anwendung und Uberprüfung hinzuwirken 
sowie die Wahrnehmung der Aufgaben nach § Sa Ab­
satz 4 des Achten Buches Sozia lgesetzbuch sicherzustel­
len (Kinderschutzkonzept) . Dieses Konzept umfasst 
Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 
vor körperlicher, psychischer und sexualisierter Gewalt, 
Machtmissbra uch in der Einrichtung oder dem Angebot 
sowie Maßna hmen zum Schutz von Kindern und Jugend­
li chen bei gewich tigen Anhaltspunkten fü r eine Kindes­
wohlgefäh rd ung. Das Kinderschutzkonzept ist angepass t 
auf die Einr ichtung oder das Angebot zu entwickeln . 
Kinder und Jugendliche sind an der Entwicklung des 
Kinderschutzkonzeptes entsprechend ihrem Alter und 
ihrer Reife zu beteiligen. 

(2) Die Träger von Einrichtungen im Sinne des § 45a des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch haben im Rahmen des 
§ 45 Absa tz 2 Satz 2 Nummer 4 des Achten Buches _Sozi­
a lgesetzbuch die Entwicklung, Anwendung und Uber­
prüfung eines Schutzkonzeptes vor Gewalt zu gewähr­
leis ten . In Vereinbarungen der Jugendä mter mit den Trä­
gern ist di e Wa hrnehmung der Aufga ben nach § 8a 
Absatz 4 SGB des Achten Buches Sozia lgesetzbuch si­
cherz ustellen. 

(3) Die Träger von Einr ichtungen ode r Angeboten nach 
dem Kinder- und Jugendfö rderungsgesetz vom 12. Okto­
ber 2004 (GV. NRW. S. 572), das zuletzt durch Gesetz 
vom 26. Februar 2019 (GV. NRW. S . 151) geä ndert wo.rden 
ist , w irken auf die Entwicklung, Anwend ung und Uber­
prüfung eines Kinderschutzkonzeptes hi n , sofern sie För­
derung aus Landesmitteln gemäß § 16 Absatz 1 des Kin­
der- und Jugendförd erungsgesetzes bea ntragen oder be­
reits e rha lten . 

(4) Kindertagespflegepersonen ha ben auch in ihrer päd­
agogischen Konzeption die Sicherung der Rechte von 
Kindern zu gewä hrleisten . S ie haben in a llen Fragen zur 
Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz der Kinder 
vor Gewalt einen Anspruch auf Beratung. In Vereinba­
rungen der Jugendämter mit den Kindertagespflegeper­
sonen ist die Wahrnehmung der Aufgaben nach § Sa Ab­
satz 5 des Achten Buches Sozia lgesetzbuch sicherzustel­
len. 

(5) Die Träger von außeru nterricht li chen Angeboten der 
Offenen Ga nztagsschulen im Primarb_ereich wirken auf 
die Entwicklung, Anwendung und Uberprüfung eines 
Kinderschutzkonzeptes in den Angeboten hin und stre­
ben e ine Verza hnung mit in den Pr imarschulen bestehen­
den oder zu entwickelnden Schutzkonzepten gegen Ge­
walt a n . 

(6) Die Umsetzung von Kinderschutzkonzepten nach 
den Absä tzen 2 bis 5 soll in den Einri chtungen und An­
geboten durch die Träger fachli ch bera ten und durch 
Qualifizierungsangebote unterstützt werden. Die oberste 
Landesjugendbehörde tr ifft mit den kommunalen Spit­
zenverbänden , den Spitzenverbänden der Freien Wohl­
fahr tspflege, den Kirchen und den Verbä nden der Träger 
unter Bete iligung der La ndesjugendämter Vereinbarun­
gen über die Qualitätssicherung und -entwicklung für 
Kinderschutzkonzepte. 

Teil 6 
Belastungsausgleich und Förderung durch das Land 

§ 12 
Belastungsausgleich durch das Land 

(1) Für die wesentlichen Belas tungen der örqichen Trä­
ger der öffentlichen Jugendhilfe infolge der Ubernahme 
der in den §§ 5, 8 und 9 geregelten Aufga ben wird ein fi­
nanzieller Ausgleich nach Maßga be d ieses Gesetzes und 
des Konnexitä tsa usführungsgesetzes vom 22 . Juni 2004 
(GV. NRW. S. 360) , da s zuletzt durch Artikel 12 des Ge­
setzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S . 1346) geän­
dert worden ist, gewährt. 

(2) Der fina nzielle Ausgleich beträgt im Jahr 2022 
45 794 944 Euro, im Jahr 2023 69 098 724 Euro und in den 
da rauffolgenden Jahren jeweils 69 505 033 Euro. Die 
Höhe des jeweiligen Aufwa ndes und die für die Berech-
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nung getroffenen Annahmen ergeben sich aus der Kos­
tenfolgeabschätzung, die diesem Gesetz beigefügt ist 
(Anlage) . 

(3) Der Ausgleich nach Absatz 2 wird a uf die ei nzelnen 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe verteilt. 
Der Anteil des jeweiligen örtlichen Trägers der öffentli­
chen Jugendhilfe ergibt sich für die Aufgaben nach § 5 
aus der Anzahl der Kinder und Jugendlichen im Jugend­
amtsbezirk im Verhältnis zur landesweiten Gesamtzahl 
der Kinder und Jugendlichen laut Fortschreibung des 
Bevölkerungsstandes durch den Landesbetrieb Informa­
tion und Technik Nordrhein-Westfalen zum 31. Dezem­
ber 2020. Der Anteil des jeweiligen ö1ilichen Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe ergibt sich für die Aufgaben 
nach § 9 aus der Anzahl der Kinder und Jugendlichen im 
Jugendamtsbezirk im Verhältnis zur landesweiten Ge­
samtzahl der Kinder und Jugendlichen laut Fortschrei­
bung des Bevölkerungsstandes durch den Landesbetrieb 
Information und Technik Nordrhein-Westfalen zum 31. 
Dezember 2020. Für Aufgaben nach § 9 Absatz 1 bis 4 
wird dabei bei den Personalkosten ein Sockel in Höhe 
von 0,5 Vollzeitäquivalenten angesetzt, sofern der Anteil 
unter diesen Wert absinkt. Für Aufgaben nach § 9 Ab­
satz 1 bis 4 und 5 wird dabei bei den Sachkosten ein So­
ckel in Höhe von 5 000 Euro angesetzt, sofern der Anteil 
unter diesen Wert absinkt. 

(4) Der Ausgleich erfolgt zum 30. Juni des betreffenden 
Jahres. Davon abweichend wird der Ausgleich für das 
Jahr 2022 am 30. September 2022 ausgezahlt. 

§ 13 

Ü berprüfung der Kostenfolgeabschätzung 

(1) Zuständige Behörde nach § 5 des Konnexitätsaus­
führungsgesetzes ist die oberste Landesjugendbehörde. 

(2) Die oberste Landesjugendbehörde überprüft nach 
Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden im 
Einvernehmen mit dem für Kommunales zuständigen 
Ministerium und dem für Finanzen zuständigen Ministe­
rium die Kostenfolgeabschätzung und die gesamten Aus­
wirkungen dieses Gesetzes zum 30 . Junj 2024 und da­
nach wiederkehrend alle drei Jahre. Im __ Ubrigen gilt § 4 
des Konnexitätsausführungsgesetzes . Uber den Belas­
tungsausgleich ist zeitnah eine erneute Entscheidung zu 
treffen, wenn sich hera usstellt, dass die Annahmen der 
Kostenprognose unzutreffend waren und der Ausgleich 
deshalb grob unangemessen ist. 

(3) Die oberste Landesjugendbehörde wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem für Kommunales zuständigen 
Ministerium und dem für Finanzen zuständigen Ministe­
rium den Verteilschlüssel gemäß § 12 Absatz 3 an die 
Fo1ischreibung des Bevölkerungsstandes durch den Lan­
desbetrieb Information und Technik Nordrhein-West­
falen anzupassen. 

§ 14 

Förderung durch das Land 

(1) D_as Land unterstützt die Entwicklung, Anwendung 
und Uberprüfung von Kinderschutzkonzepten nach den 
§§ 10 und 11 durch Förderung der Qualifizierung des pä­
dagogischen Personals sowie der Fachberatung. Die 
Höhe der Förderung wird für den Bereich der Kinderta­
gesbetreuung jährlich unter Berücksichtigung der Zahl 
der Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege­
personen , für die ein Zuschuss nach § 47 des Kinderbil­
dungsgesetzes vom 3. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 894, 
ber. 2020 S . 77) in der jeweils geltenden Fassung gezahlt 
wird, angepasst. 

(2) Das Land unterstützt die Schaffung und den Betrieb 
von Ombudsstellen nach § 9a des Achten Buches Sozial­
gesetzbuch . Das Land stellt hierfür jährlich insgesamt 
einen Betrag in Höhe von 1 500 000 Euro zur Verfügung. 

(3) Im Jahr des Inkrafttretens nach § 19 Satz 1 erfolgt 
die Förderung anteilig entsprechend der Zeit vom In­
krafttreten nach § 19 Satz 1 bis zum Jahresende im Ver­
gleich zum gesamten Jahr. 

§ 15 
Erprobung innovat iver Maßnahmen im Kinderschutz 

(1) Das Land setzt sich für die innovative Weiterent­
wicklung des Kinderschutzes ein. Zur modellhaften Er­
probung von Maßnahmen , insbesondere zur Sicherung 
und Weiterentwicklung der Prozess- und Strukturquali­
tät bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach § Ba des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch, kann die Oberste Lan­
desjugendbehörde hierzu Abweichungen von den Rege­
lungen dieses Gesetzes zulassen. Die Regelungen des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch bleiben hiervon unbe­
rüh1i. 

(2) Sofern die Erkenntnisse aus Maßnahmen nach Ab­
satz 1 geeignet sind, können diese insbesondere im Rah­
men von Qualitätsentwicklungsverfahren nach § 8 sowie 
bei der Weiterentwicklung von Empfehlungen nach § 5 
Absatz 3 von den zuständigen Stellen berücksichtigt 
werden. 

Teil 7 
Datenschutz, Berichtswesen 

§ 16 
Datenschutz 

Datenschutzrechtliche Bestimmungen , insbesondere sol­
che über den Sozialdatenschutz nach § 35 Absatz 1 und 
2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil 
- (Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 1975 , BGB!. I 
S. 3015), das zuletzt durch Artikel 32 des Gesetzes vom 
20. August 2021 (BGB!. I S. 3932) geändert worden ist, 
§§ 61 bis 68 des Achten Buches Sozialgesetzbuch und 
§§ 67 bis 85a des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch - So­
zialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz - in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001 
(BGB!. I S. 130), das zuletzt durch Artikel 45 des Geset­
zes vom 20. August 2021 (BGB!. I S . 3932) geändert wor­
den ist, bleiben von den Vorschriften dieses Gesetzes un­
berührt. Soweit ein Datenumgang bei der Anwendung 
dieses Gesetzes erforderlich ist oder er folgt, richtet er 
sich a usschließlich nach den in Satz 1 genannten Vor­
schriften. 

§ 17 
Be richtswesen 

Die oberste Landesjugendbehörde stellt den Rahmen für 
ein landesweites Berichtswesen zur Strukturquali tät im 
Kinderschutz zur Verfügung. Die Jugendämter können 
sich an dem Berichtswesen beteiligen. Die oberste Lan­
desjugendbehörde kann Dritte zur Umsetzung des Be­
richtswesens hinzuziehen. 

Teil 8 
Schlussbestimmuogen 

§ 18 
Berichtspflicht 

Die Landesregierung berichtet dem Landtag spätestens 
zum 31. Dezember 2026 über die Erfahrungen bei der 
Anwendung dieses Gesetzes. 

§ 19 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. Mai 
2022 in Kraft. Die §§ 6 bis 8 treten am 1. Juli 2023 in 
Kraft. 

Artikel 2 
Änderung des Kinderbildungsgesetzes 

Das Kinderbildungsgesetz vom 3. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S. 894, ber. 2020 S. 77) wird wie fo lgt geände1i: 

1. In § 22 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 wird das Wort 
,,Vereinbarung" durch das Wort „Verordnung" ersetzt. 

2. In § 22 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2, § 28 Absatz 1 
Satz 1 und 4 und Absatz 3 Satz 1 und § 32 Absatz 3 
Nummer 4 wird jeweils das Wort „Personalvereinba­
rung" durch das Wo1i „Personalverordnung" ersetzt. 
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3. In § 46 Absatz 5 Satz 2 wird das Wort „zehn" durch 
die Angabe „15,595" ersetzt. 

4. § 47 Absatz 3 wird wie fo lgt geä ndert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „1000" durch die An­
ga be „1100" ersetzt. 

b) In Satz 3 wird die Angabe „500" durch die Angabe 
,,550" ersetzt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. Mai 
2022 in Kraft. Die §§ 6 bis 8 des Landeskinderschutz­
gesetzes vom 13 . April 2022 (GV. NRW. S. 509) treten am 
1. Juli 2023 in Kraft. 

(2) Artikel 2 tritt am 1. August 2022 in Kraft. 

Düsseldorf, den 13. April 2022 

Die Landesregi erung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Für den Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration sowie 

Für die Ministerin für Schule und Bildung 

Der Minister für Wirtschaft , Innova tion , 
Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Der Minister des Innern 

Zugleich für den Minister der Finanzen sowie 

Für den Minister für Arbeit , Gesundheit und 
Soziales sowie 

Für die Ministerin für Heima t , Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Herbert R e u 1 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 
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Anlage 1 

Kostenfolgeabschätzung gemäß§ 3 KonnexAG 

Der Gesetzentwurf sieht konnexitätspflichtige Regelungen vor, so dass gemäß § 3 Konnex.AG 
eine Kostenfolgeabschätzung vorzunehmen ist. 

Mit § 5 Abs. 1 und 2 werden die von der gesetzlich für diese Aufgaben zuständigen Stelle 
(Landesjugendämter) vorgelegten Empfehlungen zur Wahrnehmung der Aufgaben und bei 
Verfahren nach § 8a des Achten Buches Sozialgesetzbuch a 1s verbindliche Grundlagen für 
entsprechende Verfahren normiert. Es handelt sich dabei um eine „Soll"-Vorschrift. Nach 
bundesgesetzlicher Regelung sind die Jugendämter bis dato lediglich dazu verpflichtet, sich 
im Rahmen kommunaler Zuständigkeit für die Qualitätsentwicklung (§ 79a SGB VIII) an die­
sen Handlungsempfehlungen zu orientieren. 

Zur Umsetzung dieser Empfehlungen kann festgestellt werden, dass eine Beschlussfassung zu 
diesen Handlungsempfehlungen seitens der Landesjugendhilfeausschüsse vorliegt, die u.a. 
enthält, dass eine Befassung der örtlichen Jugendhilfeausschüsse angestrebt werden soll: ,,Auf 
der Grundlage einer Vereinbarung mit den Kommunalen Spitzenverbänden wurde die ur­
sprüngliche Orientierungshilfe nun in überarbeiteter Fassung als gemeinsame Empfehlung der 
beiden nordrhein-westfälischen Landesjugendämter von den beiden Landesjugendhilfeaus­
schüssen beschlossen. Beide Ausschüsse haben ihre Entscheidung mit der Empfehlung ver­
bunden, die vorliegende Empfehlung auch in den örtlichen Jugendhilfeausschüssen als 
Grundlage der Arbeit der Jugendämter beschließen zu lassen. Dadurch soll sichergestellt wer­
den, dass Sorgeberechtigte, Kinder und Jugendliche in allen Regionen auf vergleichbare Qua­
litätsmerkmale in der Arbeit im Kinderschutz vertrauen können." Die Kommunalen Spitzen­
verbände haben mit Schreiben vom 21.01.2021 eine entsprechende Beschlussfassung in den 
örtlichen Jugendämtern angeregt: ,,Um die Verbindlichkeit der Empfehlungen der beiden 
Landesjugendämter zwn Kindesschutz zu erhöhen, empfehlen die kommunalen Spitzenver­
bände daher, diese Empfehlungen auch von den örtlichen Jugendhilfeausschüssen als Grund­
lage der Arbeit der Jugendämter beschließen zu lassen. Dadurch soll sichergestellt werden, 
dass Sorgeberechtigte, Kinder und Jugendliche in allen Regionen in NRW auf vergleichbare 
Qualitätsmerkmale in der Arbeit im Kinderschutz vertrauen können." 

Der tatsächliche Stand der Umsetzung der Handlungsempfehlungen ist in den I 86 Jugendäm­
tern gegenwärtig heterogen. Teilweise waren die Handlungsempfehlungen bereits Gegenstand 
einer Befassung in örtlichen Jugendhilfeausschüssen, teilweise wird eine solche angestrebt. 
Insoweit trifft auch die mit diesem Gesetz verbundene verbindliche Vorgabe zur Anwendung 
der Handlungsempfehlungen auf unterschiedliche Umsetzungsstände in den Jugendämtern. 

Die Kostenfolgeabschätzung gemäß § 3 Konnex.AG erfolgt auf Grundlage einer landesweit 
pauschalierten Betrachtung, die alle Jugendämter in angemessener Form berücksichtigt. Die 
zusätzlichen Mittel sichern die notwendigen Prozesse vor Ort. 

Damit die nunmehr verbindlichen Handlungsempfehlungen gleichförmig umgesetzt werden 
können und aufgrund einer vergleichbaren und überprüfbaren Praxis auf der Grundlage lan­
desweit gültiger, verbindlicher Mindeststandards das Ziel einer Verbesserung der Qualität bei 
der Wahrnehmung der Aufgaben und bei Verfahren nach § 8a des Achten Buches Sozialge­
setzbuch erreicht werden kann, wird für die Kostenfolgeabschätzung zunächst die Annahme 
getroffen, dass durch den mit der Vereinheitlichung und verbindlichen Standardisierung ein­
hergehenden Mehraufwand hinsichtlich der bereits bestehenden Aufgabe davon auszugehen 
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ist, dass für den jeweiligen Einzelfa ll mehr Zeit durch die Mitarbeitenden der Jugendämter 
vor Ort aufzuwenden ist. 

Zur Ermittlung des konnexitätsrelevanten Mehraufwandes ist wie folgt vorgegangen worden: 

Grundlage der Kostenfolgeabschätzung ist eine empirische Analyse der Dortmunder Arbeits­
ste lle Kinder- & Jugendhilfestatistik - AKJStat, Technische Universität Dortmund, FK 12, 
Forschungsverbund DJI/TU Dortmund zur Arbeitsbelastung des Personals im ASO (KomDat 
Heft 1, April 2020). Nach dieser sind wesentliche Aufgaben des ASO definiert, die die Ar­
beitsbelastung im ASO abbilden. Im Einzelnen sind dies: 

Hilfen zur Erziehung 
Eingliederungshilfe 
I nobhutnahmen 
§ 8a SGB VIII-Verfahren 

Zwar werden damit nicht alle Aufgaben im ASO erfasst. Jedoch stehen für weitere wesentli­
che Aufgaben(§§ 16 bis 20; 52 SGB VIII, fallunspezifische Aufgaben) keine hinreichenden 
Daten für eine Einbeziehung in eine Ermittlung zur Arbeitsbelastung zur Verfügung, da diese 
nicht oder nur mit dem Merkmal ,,Ausgaben" in der Kinder- und Jugendhilfestatistik erfasst 
werden. 

Die TU Dortmund hat zur Ermittlung der Arbeitsbelastung die Maßnahmen in den o.g. Berei­
chen rechnerisch in ein Verhältnis zu den Vollzeitäquivalenten im ASO gesetzt. Insoweit sind 
die so erzielten Verhältnisse ein Indikator für die Arbeitsbelastung im ASO. 

Für Nordrhein-Westfalen stellen sich die Werte analog zur Untersuchung der Dortmunder 
Arbeitsstelle Kinder- & Jugendhilfestatistik - AKJStat, die eine bundesweite Darstellung zum 
Gegenstand hatte , nach Auskunft der Dortmunder Arbeitsstelle Kinder- & Jugendhilfestatistik 
- AKJStat Dortmund wie fo lgt dar: 

Jahr 2018 20 19 2020 

VZÄ im ASD 1 4. 133 nicht erhoben noch nicht veröffentlicht 

pro pro pro 

Absolut 
VZÄ 

Absolut 
VZÄ 

Absolut 
VZÄ 

un Im un 

ASO ASO ASO 
Bevölkerung unter 

2.995.296 725 3.008. 120 / 3.017.836 / 
18 Jahren 
Begonnene HzE2 48.940 l l ,8 48.770 / 

noch nicht veröf-
/ 

fentlicht 
Beendete HzE2 

48.525 11 ,7 46.562 / 
noch nicht veröf-

/ 
fent licht 

Am 31 .12. laufen-
86.200 20,9 88.327 / 

noch nicht veröf-
/ 

de HzE2 fentlicht 
Begonnene Hilfen 

9.026 2,2 9.953 / 
noch nicht veröf-

/ 
§ 35a3 fentlicht 
Beendete Hilfen § 

7.435 1,8 7.417 / 
noch nicht veröf-

/ 
35a3 fentlicht 
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Am 31.12. laufen-
20.414 4,9 22.782 / 

noch nicht veröf-
/ de Hilfen § 35a3 fentlicht 

Beendete 8a-
43.578 10,5 49.707 / 54.347 / 

Verfahren 
I nobhutnahmen (§ 

12.850 3,1 12.415 / 11.225 / 
42)4 

I Die Statistik der Einrichtungen und tätigen Personen der Kinder- und Jugendhilfe (ohne Ta­
geseinrichtungen) wird nur zweijährlich durchgeführt. Die Ergebnisse für den Stichtag 
31.12.2020 wurden von IT.NRW noch nicht veröffentlicht. 
2 Hilfen zur Erziehung (ohne Erziehungsberatung gern. § 28 SGB Vill), Hilfen für junge 
Volljährige. 
3 Eingliederungshilfen gern. § 35a SGB VIII. 
4 lnobhutnahmen gern. § 42 SGB VIII (ohne vorläufige lnobhutnahmen gern.§ 42a SGB 
VIII). 
Quelle: Statistisches Bundesamt: Bevölkerungsstandstatistik; IT.NRW: Statistiken der Kin­
der- und Jugendhilfe - Einrichtungen und tätige Personen der Kinder- und Jugendhilfe (ohne 
Tageseinrichtungen); Erzieherische Hilfe , Eingliederungshilfe für seelisch behinderte junge 
Menschen, Hilfe für junge Volljährige; Gefährdungseinschätzungen nach§ 8a Abs. 1 SGB 
VIII ; Vorläufige Schutzmaßnahmen; versch. Jahrgänge; Berechnungen Arbeitsstelle Kinder­
und Jugendhilfestatistik. 

Eine isolierte Betrachtung der Kennzahlen zur Arbeitsbelastung pro VZÄ im ASO von ein­
zelnen Bereichen ist für eine Kostenfolgeabschätzung nicht sachgerecht. Es handelt sich hier­
bei lediglich um eine rein rechnerisch ermittelte Kennzahl die nur in einem Zeitreihenver­
gleich eine empirische Aussage über die Entwicklung der Arbeitsbelastung ermöglicht. Die 
tatsächliche Verteilung der 4.133 VZÄ auf die o.g. Bereiche ist nicht bekannt. Insoweit wur­
den flir die Kostenfolgeabschätzung diese Kennzahlen aggregiert, in dem alle Maßnahmen 
summiert und durch die vorhandenen VZÄ dividiert wurden. Hieraus ergibt sich eine Ge­
samtarbeitsbelastung pro VzÄ im ASD. 

Maßnahmen KJ H-Statistik 
2018 

Gefährdungseinschätzungen 43.578 
lnobhutnahmen 12.850 
HzE 86.200 

Eingliederungshilfen 20.414 
Gesamt 163.042 

Personal ASD 
VZA 4.133 

Gesamtarbeitsbelastung 39,45 
Maßnahmen pro VZÄ der-
zeit 

Hinsichtlich der Berücksichtigung des konnexitätsrelevanten Mehraufwandes wird davon 
ausgegangen, dass eine Verzahnung der Bereiche Gefährdungseinschätzung, lnobhutnahme 
und Hilfen zur Erziehung besteht und insoweit zu berücksichtigen ist. Die fachliche Einschät­
zung der Höhe des entstehenden Mehraufwandes, der zur Erfüllung der geänderten gesetzli­
chen Aufgaben erforderlich ist, führt insoweit zu der Annahme, dass von einem VZÄ im Be-



Gesetz- und Verordnungsb latt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 22 vom 26. Apr il 2022 517 

reich der Gefährdungseinschätzung nur noch 75 % der bisherigen Fälle bei Wahrung der ge­
änderten gesetzlichen Anforderungen bearbeitet werden können. Da die angenommene Ver­
zahnung im Rahmen der Kostenfolgeabschätzung lediglich die Tatbestände zu berücksichti­
gen hat, die im Rahmen der landesgesetzlich geregelten Spezifizierung der Aufgaben in Ver­
fahren nach § 8a SGB VIil begründet liegen, ist die Reduzierung im Bereich der lnobhut­
nahmen und der HzE entsprechend geringer anzusetzen. Hier ist ausdrücklich darauf hinzu­
weisen, dass Folgekosten durch eine Verbesserung von Verfahren nach § 8a SGB VIII nicht 
der Konnexitätspflicht unterliegen können, da nach § 8a SGB VIIJ bereits jetzt den Jugend­
ämtern die Aufgaben obliegt, in allen Fällen eine Kindeswohlgefährdung abzuwenden. Im 
Bereich der lnobhutnahmen und HzE werden hier 90 % angesetzt. Die Kalkulation stellt sich 
daher wie nachfolgend dar: 

Gefährdungseinschätzungen 75 % der bisherigen Fälle/ VZA 
I nobhutnahmen 90 % der bisherigen Fälle/ VZÄ 
HzE 90 % der bisherigen Fälle/ vzA 
Eingliederungshilfen 100 % der bisherigen Fälle/ VZA 

In Ermangelung einer Datengrundlage für weitergehende Aufgaben des ASO wurden bei der 
Reduzierung insgesamt die zu diesen Bereichen bestehenden Schnittstellen entsprechend der 
vorangegangen Ausführungen berücksichtigt. Dies zeigt sich auch darin, dass alle VZÄ im 
ASO in die Gesamtgewichtung miteinbezogen werden und hier keine (angenommene) Vertei­
lung auf die Bereiche angesetzt wurde. 

ln der Folge können aufgrund der geänderten gesetzlichen Anforderungen von den vorhande­
nen 4.133 VZÄ nicht mehr 163.042, sondern lediglich 142.243 Fälle bearbeitet werden. Da­
mit sinkt die Gesamtarbeitsbelastung auf 34,42 Maßnahmen pro VZÄ. Um alle 163.042 Fälle 
bei einer Gesamtarbeitsbelastung von 34,42 Maßnahmen pro VZÄ zu bearbeiten, würden 
4. 737,35 VZÄ benötigt. Die daraus resultierende Differenz von 604,35 VZÄ stellt daher die 
Folge der konnexitätsrelevanten Mehrbelastung durch die veränderte gesetzliche Aufgabe dar. 

Damit erhöhte sich der landesweite Personalbestand im ASD von 4.133 VZÄ um rund 15 % 
auf insgesamt rd. 4.737 VZÄ. 

Die aufgrund des konnexitätsrelevanten Mehraufwandes geschätzten, zusätzlich erforderli­
chen VZÄ multipliziert mit der tariflichen Vergütung nach TVÖD SuE 14 Stufe 6 gültig ab 
01.04.2022 bei einem Arbeitgeberbruttozuschlag in Höhe von 27 % ergeben jährliche Kosten 
in Höhe von 47.380.569 Euro (604,35 VZÄ x 78.399,22 Euro). 

Es wird weiter ein Ausgleich der Sachkosten in Höhe von 10 % (4.738.057 Euro) sowie der 
Verwaltungsgemeinkosten in Höhe von 5 % berücksichtigt (2.369.028 Euro) 

Daraus ergeben sich jährliche Kosten in Höhe von 54.487.654 Euro. 

Die Verteilung der Mittel wird auf der Grundlage des Anteils der Kinder in einem Jugend­
amtsbezirk an allen Kindern in Nordrhein-Westfalen ermittelt. 

§ 8 Qualitätsentwicklungsverfahren sieht die verbindliche Mitwirkung der Kommunen an ei­
nem Qualitätsentwicklungsverfahren vor. 
Daraus ergibt sich, dass die Jugendämter alle fünf Jahre an einem zwei Monate dauernden 
Verfahren zur Evaluation und fachlichen Einordnung konkreter Fallanalysen bereits abge­
schlossener Sachverhalte sowie von Merkmalen zur Strukturqualität mitwirken müssen. Hier-
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zu sind repräsentative Fälle im Vorfeld auszuwählen und die Unterlagen der zuständigen Stel­
le vorzulegen. 
Für diese Aufgabe wird kalkuliert, dass in den zwei Monaten der Umsetzung sowie einem 
halben Monat der Vorbereitung 0,2 Stellen Leitung des Jugendamtes (TVÖD VKA E 15 Stufe 
6 gültig ab 01.04.2022 bei e inem Arbeitgeberbruttozuschlag in Höhe von 27 %; 113.576,79 
Euro), 0,5 Stellen Mitarbeitender im ASO (TVÖD SuE 14 Stufe 6 gültig ab 01.04.2022 bei 
einem Arbeitgeberbruttozuschlag in Höhe von 27 %; 78.399,22 Euro) sowie 0,5 Stelle Sach­
bearbeitung TVÖD VKA E 8 Stufe 6 gültig ab 01.04.2022 bei einem Arbeitgeberbruttozu­
schlag in Höhe von 27 %; 58.524,53 Euro) im Jugendamt in Anspruch genommen werden. 

Dem folgend wurden die Kosten für eine 2,5-monatige Beschäftigung im oben genannten 
Umfang ermittelt: 

Summe der Kosten je Arbeitsplatz x Umfang * 0.20833333 ( 1 = 12 Monate) 

Schließlich wurde der so ermittelte Betrag durch 5 gete ilt (5-jähriger Zyklus) und schließ lich 
mit 186 (Anzahl der Jugendämter) multipliziert. 

Dies ergibt Kosten in Höhe von 706.624 Euro. 

Es wird weiter ein Ausgleich der Sachkosten in Höhe von 10 % (70.662 Euro) sowie 
der Verwaltungsgemeinkosten in Höhe von 5 % berücksichtigt (35.331 Euro) 

Im Ergebnis entstehen hier jährliche Kosten in Höhe von 812.617 € Euro. 
Die Verteilung auf die Jugendämter erfolgt gleichförmig, so dass jedes Jugendamt im Jahr 
4.368 Euro erhält. 

Mit § 9 Abs. 1 bis 4 werden die Vorgaben des§ 4 KKG zu Netzwerken Kinderschutz konkre­
tisiert. Es wird die Einrichtung einer Koordinierungss telle für die Netzwerke Kinderschutz 
verbindlich geregelt sowie Aufgaben dieser und des Netzwerkes beschrieben. Es entstehen 
Personal- und Sachkosten. 

Die Personalkosten entstehen insbesondere durch die Aufgaben der Koordinierungsstelle (§ 9 
Abs. 2) sowie die Unterstützung des Netzwerks bei der Öffentlichkeitsarbeit und der Organi­
sation interdisziplinärer Fortbildung (§ 9 Abs. 3 und Abs. 5). 

Zur Ermittlung der Kostenfolgen wurden für das Jugendamt Köln fachliche Annahmen ge­
troffen. Diese gehen davon aus, dass für die 9 Stadtbezirke insgesamt 4,5 Stellen für die Auf­
gaben der Koordinierungsstelle benötigt werden, insowe it also ein VZÄ die Aufgaben in zwei 
Stadtbezirken erfüllt. Eine halbe Stelle wurde als Gesamtkoordination angenommen. Insge­
samt sind somit 5 VZÄ kalkuliert. In Verbindung mit der Anzahl der Kinder in den Jugend­
amtsbezirken ergibt sich so ein Koeffizient, der für die weiteren Jugendamtsbezirke angesetzt 
wurde. Dabei wird ab einem Absinken eines zu fördernden Stellenanteils unter 0,5 VZÄ ein 
Sockel von 0,5 festgelegt. Dieser Sockel greift bei 144 Jugendämtern. Insgesamt ergeben sich 
so 123,18 VZÄ Die Kosten aus den VZÄ wurden mit TVÖD SuE 14 Stufe 6 gültig ab 
01.04.2022 bei einem Arbeitgeberbruttozuschlag in Höhe von 27 % kalkuliert (78.399,22 Eu­
ro) . Es ergeben sich Personalkosten in Höhe von 9.657.216 Euro. 

Es wird weiter zu diesen Personalkosten ein Ausgleich der Sachkosten in Höhe von 10 % 
(965.722 Euro) sowie der Verwaltungsgemeinkosten in Höhe von 5 % berücksichtigt 
(482.861 Euro) 
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Zur Erfüllung der Aufgaben der Koordinierungsstelle und des Netzwerks fallen zudem Sach­
kosten an. Dies gilt insbesondere für Kosten der Netzwerktreffen, der Fortbildungen der 
Netzwerk-Mitglieder, der Berufsgruppen der Netzwerkpartner, der Öffentlichkeitsarbeit. Zu­
dem wurden Verfügungsmittel kalkuliert, um vor Ort einen Gestaltungsspie !raum für indivi­
duelle, an die örtlichen Rahmenbedingungen angepasste Bedarfe zu eröffnen. Hierzu wurden 
erneut für das Jugendamt Köln folgende Annahmen getroffen: 

Kosten Netzwerktreffen 250 Euro 

Anzahl Netzwerktreffen 2 

Kosten Netzwerktreffen insgesamt 500 Euro 

Kosten Fortbildung 1.000 Euro 

Anzahl Fortbildungen Netzwerkpartner 2 

An.zahl Fortbildungen für Netzwerksmitglieder 2 

Kosten Fortbildungen insgesamt 4.000 Euro 

Öffentlichkeitsarbeit 500 Euro 

Veranstaltungen 1.000 Euro 

Verfügungsmittel 44.000 Euro 

Sachkosten gesamt 50.000 Euro 

Die Umlegung auf die anderen Jugendämter erfolgte analog zur Umlegung der VZÄ bei ei­
nem Sockel in Höhe von 5.000 Euro. Zwar würde sich rein rechnerisch bei Berücksichtigung 
der hier abgebildeten Kosten für Netzwerktreffen, Fortbildung, Öffentlichkeitsarbeit und Ver­
anstaltungen ein Sockel von 6.000 Euro ergeben. Es wird aber davon ausgegangen, dass die 
Kosten in kleineren Jugendamtsbezirken für diese Be reiche geringer ausfallen, so dass auch 
hier noch Verfügungsmittel zur Verfügung stehen. Insgesamt ergeben s ich für die Sachkosten 
Kostenfolgen in Höhe von 1.231. 757 Euro. 

In der Aufsummierung für alle Jugendämter ergeben sich für § 9 Abs. 1 bis 4 Kostenfolgen in 
Höhe von jährlich 12.337.556Euro. 

Nach§ 9 Abs. 5 ist es zudem Aufgabe der Netzwerke sowie der Koordinierungsstelle, inter­
disziplinäre Qualifizierungsangebote umzusetzen. Hierzu wurde analog zu den Berechnungen 
der Sachkosten der Netzwerke Kinderschutz für das Jugendamt Köln kalkuliert und folgende 
Annahmen getroffen: 

Kosten/Fortbildung 2.000 Euro 

Bezirke 9 

VA/Jahr 3 

Kosten Fortbildungen msge- 54.000 Euro 
samt 
Verfügungsmittel 46.000 Euro 

Gesamtkosten 100.000 Euro 

Hier ist aufgrund der Beteiligung weiterer Berufsgruppen und somit auch der Komplexität der 
Inhalte sowie ggf. zeitlicher Aspekte (Fortbildungen am Wochenende/ Abend) ein höherer 
Kostenansatz zu den Fortbildungskosten zu wählen. Wegen der zu beteiligenden Partner soll 
ein stärkerer örtlicher Indikator berücksichtigt werden (Bezirke). Zudem werden Verfü-
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gungsmittel kalkuliert, um vor Ort einen Gestaltungsspielra um für individuelle , an die örtli­
chen Rahmenbedingungen angepasste Bedarfe zu eröffnen. 

In der Aufsummierung für alle Jugendämter ergeben sich für § 9 Abs. 5 Kostenfolgen in Höhe 
von jährlich 1.867.206 Euro. 

Auch hier wurde mit dieser Kostenkalkulation vom Jugendamt Köln ausgegangen. Die Ver­
teilung erfolgt in der Folge für die weiteren Jugendämter auf der Grundlage des Anteils an 
Kindern, an allen Kindern in Nordrhein-Westfalen bei einem Sockel in Höhe von 5.000 Euro. 
Insgesamt ergeben sich für Kostenfolgen für§ 9 in Höhe von jährlich 14.204.762 Euro. 

Insgesamt sind damit folgende Kostenfolgen kalkuliert: 

§ 5 Fachliche Standards in Verfahren zum 54.487.654Euro 
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
§ 8 Qualitätsentwicklung 812.617 Euro 
§ 9 Netzwerke Kinderschutz 14.204.762 Euro 
Insgesamt 69.505.033 Euro 

Einnahmen oder andere Entlastungen sind im Rahmen der Kostenfolgeabschätzung nicht zu 
berücksichtigen (§ 3 Abs. 2 S. 2 KonnexAG). 

Es werden keine besonderen Anforderungen an die Aufgabenerfüllung gestellt werden(§ 3 
Abs. 3 Nr. 1 KonnexAG). 

- GV. NRW. 202 2 S. 509 
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